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Einwanderungsstadt Berlin – jetzt erst recht

Eingangs-Vortrag zur Podiusmdiskussion „Die Zukunft der multikulturellen Metropole“

in der Reihe „Quo Vadis Berlin?- Konzepte für die Hauptstadt“ der Heinrich Böll-Stiftung am 4. Oktober 2001

Prolog

Für ein paar Tage war ich soeben in New York City. 

Der Stadt bin ich schon lange aus beruflichen Gründen, wegen sozialer Kontakte und insofern persönlich sehr verbunden. Dieser Aufenthalt jetzt war auch Solidarität mit einer geschundenen Stadt. 

Zwei Botschaften habe ich von Stadt zu Stadt:

New York City ist eine Stadt mit extremen sozialen Gegensätzen. Wir haben in den hinter uns liegenden Wochen des Chaos nichts gehört von Plünderungen aus Armutsgründen, nichts von Diskriminierungen ausländischer Bewohner (wie aus anderen Orten der USA). Was bedeutet das für mich? Die New Yorker allesamt wissen, was sie aneinander haben: die jeweils Einheimischen z.B. an den jeweils Zugewanderten. Die zivilen Umgangsweisen in New York City werte ich als erfahrungsreich praktizierte Integration – jenseits aller vorhandenen sozialen Polarisierung in dieser Stadt.

Zweite Botschaft: Sehr bald wurde von den New Yorkern kolportiert: wir lassen uns nicht unterkriegen, wir werden wieder die alten, wir schaffen den Neu-Anfang. Das klang uns vielleicht zunächst etwas trotzig, etwas schnell-züngig. Aber: New York hat es schon mehrmals „geschafft“ – aus jedoch jeweils anderer Situation. Eine sehr erhebliche Revitalisierung der Stadt war die in den 1970er Jahren (als i.ü. das WTC – wie ein Fanal für einen neuen Aufbruch – gebaut wurde). Wir kennen diese Renaissance New Yorks als den erfolgreichen Strukturwandel von hafen-industrieller Ökonomie zur globalisierten Dienstleistungswirtschaft. Im Kern war das aber die Neubestimmung tradierter Qualitäten dieser Stadt: zum einen, Knotenpunkt zu sein des Welthandels (nun zunehmend für know how) und: ein Gemeinwesen gelebter Internationalität zu sein.

Dies sind meine ganz aktuellen Botschaften von der einen Stadt zu der anderen Stadt, nämlich: Berlin.

Zum Thema

„Einwanderungsstadt Berlin“ – das ist eine der zentralen Empfehlungen der BerlinStudie.

Die BerlinStudie ist ein strategisches Entwicklungskonzept für Berlin.

Sie ist 1998 veranlaßt worden durch den damaligen Senat von Berlin auf Anregung und mit finanzieller Unterstützung seitens der Europäischen Kommission. Ähnliche Vorhaben gibt es für viele andere europäische Metropolen. Die BerlinStudie steht also in einem aktuellen Rahmen.

Die BerlinStudie ist – nach öffentlicher Ausschreibung – durch eine dafür beauftragte externe Arbeitsgruppe 1999/2000 in einem öffentlichen Diskurs bearbeitet und 2001 durch die Senatskanzlei publiziert worden. Sie befindet sich in einer durchaus offiziösen Umsetzung und zugleich in einer zunehmend engagierteren öffentlichen Diskussion. 

„Einwanderungsstadt Berlin“ ist also eine der zentralen Empfehlungen der BerlinStudie.

Wie sieht deren strategisches Konzept aus?

die Aufgaben für Berlin

Die BerlinStudie macht Vorschläge, um „Berlin´s Zukunft zu meistern“.

Gemeint ist damit imgrunde, daß Berlin „wieder auf die Füße kommt“,  d.h.:

· daß Berlin zeitgemäße, hochentwickelte und konkurrenzfähige ökonomische, soziale und politische Strukturen aufbauen kann,                und damit letztlich:

-     daß Berlin seine Handlungs- und Gestaltungs-Fähigkeit (wieder) erlangt.

Der strategische Zugang der BerlinStudie geht von folgendem aus:

In´s Lot kommt Berlin i.w. wenn es hier „Arbeit für mehr Menschen“ gibt – so unsere eine Losung: Arbeit verstanden als Quelle von „Wohlstand“ i.w.S.. 

Wie soll Berlin in dieser Hinsicht „auf die Füße kommen“ können?

Der vollkommene Entwicklungs-Bruch Berlins seit 1990 bedeutet zweierlei:

Es gibt kaum Kontinuitäten eines „Nachholens“ des wirtschaftlichen Strukturwandels wie ansonsten und anderenorts, eines „Zurückholens“ von Akteuren von vor 60/70 Jahren oder eines  „Wiederholens“ früherer Boom-Phasen. 

Berlin kann nur in dem Maße auf Investitionen von außen setzen, wie sein Produktivitäts-Milieu entsprechend ist. Dafür kann es gleich auf die Strukturen der nächsten Generation orientieren und von der „Hefe“ früherer Dynamiken lernen: vom Charakter Berlins nämlich als „Labor“ und als weltoffener Stadt. 

Und das umso mehr, als Berlin– wie jede große Stadt, zumal ohne natürliche Standortvorteile (Rohstoffe) – insbesondere ein Standort „künstlicher“ (gesellschaftlicher) Qualifikationen und auf hohem Kosten-Niveau ist. 

Wie also kann die notwendige Arbeit in Berlin entstehen – „für mehr Menschen“?  

Nur, indem Berlin ein Ort wird, an dem die überzeugenderen Leistungen kreiert werden, d.h. als Produkte erzeugt, am Markt abgesetzt werden und insofern wettbewerbsfähig sind. Dazu sind in Berlin die entsprechenden Ideen erforderlich. Sie bedürfen der Anregungen von allen Seiten. Es braucht in Berlin daher

· ergiebige Austauschprozesse: im Innern wie mit nah und fern;    und                  

· die Generierung neuen Wissens aus bloßen Informationen, die zunehmend ja  ubiquitär sind. 

Im Hinblick auf diesen Wirkungszusammenhang gibt die BerlinStudie als weitere Losung „Stadt des Wissens“ aus. 

Dafür sind – in der Strategie der BerlinStudie – bestimmte Voraussetzungen bei den Akteuren (Menschen/Institutionen) erforderlich, und zwar:

· Qualifizierung 

· Risikobefähigung, um Risiken zu bewältigen, d.h. ebenso sie eingehen zu wollen, wie auch sie bestehen zu können. Der städtische Grundkonsens hierüber muß soziale Kompetenz und Sicherheit vermitteln für alle Mitglieder des Gemeinwesens.

· Selbständigkeit, und zwar sowohl beruflich: das ist eine wesentliche Quelle von mehr Arbeit; und auch für politisches Handeln: d.h. Gestaltungs-Räume erweitern durch Stärkung der Selbstorganisations-Kräfte.

Im Hinblick hierauf gibt es schließlich die (3.) Losung für Berlin, nämlich: „von der Subventions- und Versorgungs-Stadt zur Initiativenstadt“.

Das Zusammenwirken dieser Losungen (Arbeit für mehr Menschen / Stadt des Wis- sens / Initiativenstadt) macht den strategischen Zugang der BerlinStudie aus. Erst mit den Früchten einer solchen Strategie kann Berlin auch wieder der nach außen (i.w.S.d.W.) attraktive Standort werden, der selbst ein lebenswerter Wohnort ist.

„Einwanderungsstadt Berlin“ – das ist also eine der zentralen Empfehlungen dieser Zukunftsstrategie für Berlin,  ist einer der (nur) 13 Maßnahmenbereiche der BerlinStudie; er ist angesiedelt im Handlungsfeld „Austauschbeziehungen“, und steht dort neben den Maßnahmenbereichen „Wissensvorsprünge“ und „Kulturstrategien“.

>>   F o l i e   << 

„Einwanderungsstadt Berlin“ ist ein zentrales Thema der BerlinStudie schon weit vor der öffentlichen Debatte über Zuwanderung in Deutschland oder über „green cards“. 

Was verbindet sich damit?

Das ist ein Plädoyer dafür, offensiv andere, uns Fremde – insbesondere aus (ganz) anderen Kulturen – in die Stadt zu holen.

Warum?

In der Auseinandersetzung mit dem Fremden wird man 

-  kompetent, d.h. sicher, indem man nicht von Vorurteilen leben muß;  und man wird

-  kreativ, d.h. offen für Anregungen und für neues durch die Ideen anderer.

Von der Auseinandersetzung mit dem Fremden „leben“ – vor allem: große – Städte, zumal „unseren“ (d.h.: des „europäischen“) Typs.

Für Berlin, für die BerlinStudie als Entwicklungsstrategie heißt das:

Den Zugang, ja: die Zufuhr von Entwicklungspotenzialen offensiv zu gestalten, indem die Stadt für Menschen, die für uns zunächst Fremde sind, attraktiv ist.

Was bedeutet das konzeptionell ?

Zu den Quellen einer ergiebigen Entwicklung zählen vor allem: 

-  kulturelle Vielfalt und kosmopolitische Atmosphäre        und

-  Austauschbeziehungen nach außen und im Innern.

Für eine Stadt wie Berlin gibt es drei unterschiedlich gelagerte Interessenlagen dahingehend, dieses insofern miteinander zu verknüpfen, als Zuwanderung offensiv gestaltet wird:

-  Toleranz fördern durch Aufnahmebereitschaft und Hilfe für alle, die kommen wollen, und d.h. immer auch: die irgendwo weg-gehen. Insbesondere geht es um die Hilfe für bedrohte Menschen: das ist ein Verhältnis auf Gegenseitigkeit in dieser einen Welt. Es geht um großzügige Asylgewährung bei Verfolgung aus Gründen der Politik, der Religion, der Kultur, der Rasse oder des Geschlechts. 

-   Demografische Ausgeglichenheit: das ist zum einen ein egoistisches Interesse der Gesellschaften, die – insbesondere in ihrem Altersaufbau – Asymmetrien erfahren; diese können zu – auch weiter reichenden – Instabilitäten beitragen; zugleich kann das von Interesse sein für Menschen aus Gesellschaften, die ihre Bevölkerung nicht hinreichend ernähren und entwickeln können. Berlin muß insbesondere ein unbedingtes Interesse haben an Jugend: bietet ihr die Stadt keine Perspektive, hat sie auch selbst keine. 

-   Kulturelle und ökonomische Bereicherung: das ist ein Zusammenhang gerade im Hinblick auf „Arbeit für mehr Menschen“. Aus anderen Kulturen kommen andere Einstellungen dazu, wirtschaftlich tätig zu werden; wir kennen es von unseren Mitbürgern türkischer Herkunft: sie vermitteln uns nicht nur die Kultur anderer Güter, sie haben auch eine offensivere Einstellung zu selbständiger Tätigkeit – und schaffen vergleichsweise mehr Arbeit als hier üblich.

Was bedeutet das lles nun praktisch/politisch?

Im strategischen Konzept (der BerlinStudie) mit den Elementen

-  Arbeit für mehr Menschen (> Wohlstand)

-  Stadt des Wissens (> Qualifizierung)

-  Initiativen-Stadt (> Selbständigkeit)

geht es im Spannungsfeld von humanitären und Eigen-Interessen vorrangig um drei Aufgabenbereiche im Hinblick aus Zuwanderung:

(1) Immigration regeln, d.h. sich der eigenen Vorstellungen und Interessen klar werden: wer soll kommen, wozu, wie lange und wer darf bleiben? Und zwar unter folgenden Kriterien für Zuwanderung:                                                                                                               -     quantitativ: im Hinblick auf demografische bzw. wirtschaftliche Aspekte ist das 

            aus Berliner Sicht zu definieren, im Hinblick auf Asyl in föderaler Sicht.

· qualitativ, d.h.: inwieweit Zuwanderung nach Alter, inwieweit nach Qualifikation („green cards“), inwieweit zur Hochschulausbildung  

· gesetzlich/administrativ heißt das: die Berliner Praxis großzügiger Einbürgerung fortsetzen; die Berliner (Landes-)Regelungen für Zuwanderung klar ausgestalten und in ihren Grenzen deutlich machen – und wo sie nicht reichen, Bundesrats-Initiativen starten.

Berlin muß eine „geordnete Immigration“ praktizieren, d.h.: sie muß nach transparenten Kriterien stattfinden, um eine Klarheit zu vermitteln, die den ImmigrantInnen eine Perspektive aufzeigt für ihren Aufenthalt in Berlin. Insbesondere muß Illegalität eingedämmt werden. Auch ganz egoistisch muß Berlin ein Interesse daran haben, daß sich ImmigrantInnen hier aktiv aufhalten, offen betätigen und entfalten können. 

(2) Integration fundieren, d.h.: die Lebensbedingungen Zugewanderter als eigener Kultur so zu fördern, wie es für die gleichberechtigte und gestaltende Teilhabe an unserem gesellschaftlichen Leben notwendig ist, und wie es die spezifischen kulturellen und ökonomischen Effekte befördert: nur wer sich in seiner Herkunfts-Kultur sicher bewegen kann, kann auch selbstbewußt und aktiv im Land seiner Gast-Kultur agieren. Das betrifft diejenigen, die bereits bei uns leben ebenso wie diejenigen, die wir zu uns einladen. Die wesentlichen Bereiche sind:

· Erwerbstätigkeit uneingeschränkt ermöglichen; sie ist die Voraussetzung selbstbewußten Agierens und  ökonomisch wirksamer kultureller Beiträge, und sie ist die Basis jeglicher Integration und damit auch erfolgreicher Zuwanderung.       Insbesondere geht es hierbei um:                                                                   -   Arbeitsmöglichkeit; das eine ist die Erlaubnis unselbständiger Arbeit: sie ist sofort mit dem Nachweis deutscher Sprachkenntnis zu erteilen (nicht erst nach mehreren Jahren). Das andere ist Gewerbefreiheit, d.h. Zugang zu selbständiger Erwerbstätigkeit, um die unternehmerischen Fähigkeiten und die vorhandene Risikobereitschaft vieler Zuwanderer zum Wohle der Stadt zur Wirkung zu bringen (zwischen 1990 und 1997 nahm in Berlin die Zahl der selbständig erwerbstätigen Ausländer um 130%, die der deutschen nur um 30% zu).  Hier sollte Berlin die ausländerrechtlich zulässige Möglichkeit stärker nutzen, „im öffentlichen Interesse“ eine selbständige Erwerbstätigkeit denen zu erlauben, die noch keine Arbeitserlaubnis haben; auch sollte Berlin im Hinblick auf die geltende Regelung, wonach Unternehmer aus mittel-/osteuropäischen Staaten in Deutschland selbständig tätig sein können, offensiv um entsprechende Immigranten werben.                                                                                                                                                                             -   Ausbildungsberechtigung für Betriebe ausländischer UnternehmerInnen durch die Handwerkskammer                                                                                                -  Gründer-/Wirtschaftsförderung auch bzw.. insbesondere für ImmigrantInnen.

· Qualifikation sichern; sie ist notwendiger Ausgangspunkt für Aktivität, Entfaltung und Integration. Das hat zwei unterschiedliche Dimensionen:                                           -    zum einen stärker die der Integration, was die Artikulationsfähigkeit und Kompetenz der anderen Kultur bedeutet (nicht: deren Assimilation) und die Befähigung zur Teilnahme am wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Leben hier; dazu gehört insbesondere die Schulbildung, eine gleichwertige Lehrlingsausbildung und wissenschaftliche Ausbildung.                                                                                                                    -    zum anderen stärker die Dimesnion kultureller und ökonomischer „Bereicherung“ Berlins durch ImmigrantInnen: hier geht es (in diesem Kontaxt) darum, attraktiv zu sein für ausländische Studierende: Berlin braucht viele davon. Mit ihren Kulturen bereichern sie die wissenschaftliche Arbeit und die Umsetzung von Ergebnissen in wirtschaftliche Tätigkeiten. Zudem befördern sie die Einbindung in internationale Wissenschafts-Kommunikation und den Bekanntheitsgrad der Berliner Hochschulen im Ausland. Um sie ist zu werben. Hier zu leben und zu studieren, ist zu unterstützen – und sie müssen als Absolventen hier auch arbeiten dürfen.

· Soziale/kulturelle Entfaltung fördern; sie ist die Basis der Anregungen, die Berlin von Zuwanderern erfahren kann – uns selbst kennen wir ja zur Genüge. Das beginnt bei adäquatem Wohnraum und Wohnumfeld und endet (noch keinesfalls) bei geniunen Kult(ur)stätten (Berlin ist (mit 220.000) die größte von Moslems bewohnte Gemeinde – nicht die deutsche Stadt mit der vorbildhaftesten Moschee). Offizielle materielle Unterstützung der eigenen (für uns anderen) Kultur gibt es – zumindest offiziell und nachprüfbar – so gut wie garnicht: von gut  1 Mrd.DM Kulturhaushalt (1998), davon 800 Mill. zur Kulturförderung standen für „Kulturaktivitäten von BürgerInnen ausländischer Herkunft“ knapp 800 Tsd. zur Verfügung. (taz, 1.2.99, S.18) (= 0,7%)

(3) Einwanderungspolitik kommunizieren / Akzeptanz sichern

Berlin ist Einwanderungsstadt schon lange, hat Tradition und Erfolg damit immer wieder. Das ist zu kultivieren. Ebenso, eine Stadt zu sein, die zu Vorurteilen gegen Fremde kaum Anlässe bietet. Vorbehalte – etwa im Zusammenhang mit Arbeits-ImmigrantInnen – sind ernst zunehmen, und zwar: um sie produktiv zu wenden (und nicht zum Bumerang werden zu lassen).                    

Der öffentliche Stellenwert von Zuwanderungspolitik muß offensiver kommuniziert werden: die ca. 17 % ausländischen MitbürgerInnen tauchen im vermarkteten Bild Berlins nicht annähernd angemessen auf; ebenso unterrepräsentiert sind sie dort, wo bestimmte Aufgaben oder Berufe ausgeübt werden (Politik / Öffentlicher Dienst / IHK etc.) – womit sie zu stärkerer „interkultureller Kompetenz“ auch nicht angemessen beitragen können. Andere Sprachen gleichberechtigt in Zeitungen (außer: taz), in der Verwaltung (außer:..), im ÖPNV (allmählich bei Automaten) oder auf Straßenschildern – da ist Berlin ziemlich weit zurück.

Zum Schluß

„Einwanderungsstadt Berlin“ ist als Aufgabe der Zukunftsgestaltung dieser Stadt zu verstehen. Ich denke, Beweggründe dafür und wesentliche Aufgabenbereiche sind deutlich geworden. Wird dafür plädiert, daß Berlin einen „Wettbewerb um die Besten“ entfalten soll, so sind diejenigen gemeint, die die engagiertesten sind, indem sie wandern, ihren Kulturkreis verlassen – die engagiertesten, was ihre Meinung anbelangt, die sie vertreten, die engagiertesten, was ihre Courage, ihr Zutrauen zu sich selbst anbelangt, und die engagiertesten, was ihre Befähigung anbelangt, ihr Leben neu zu gestalten:  

sie sind (so W. Sombart) in der Regel „die tatkräftigsten, willensstärksten, wagemutigsten, kühlsten, am meisten berechnenden und am wenigsten sentimentalen Naturen“.

Berlin muß sein Interesse insbesondere an qualifizierten und an wirtschaftlichem Engagement und beruflichem Erfolg interessierten Zuwanderern in die Tat umsetzen: 

ihr Wirken hier kann uns nur voranbringen, im Innern wie nach außen: die aktuellen Erfahrungen mit und aus dem geschundenen Gemeinwesen New York City zeigen das auf eindrucksvolle Weise.
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